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Kleine Anfrage 1233 
der Abgeordneten Dr. Daniela Oeynhausen (AfD-Fraktion) 

an die Landesregierung 

Entwicklung der Festzuschüsse und Härtefallregelungen beim Zahnersatz in der ge-
setzlichen Krankenversicherung im Land Brandenburg 

Die Versorgung mit Zahnersatz gehört zu den wesentlichen Leistungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV). Seit der Einführung des befundbezogenen Festzuschusssys-
tems im Jahr 2005 durch das GKV-Modernisierungsgesetz (GMG)1 beteiligen sich die ge-
setzlichen Krankenkassen nicht mehr prozentual an den tatsächlich entstehenden Behand-
lungskosten, sondern gewähren entsprechend § 55 Absatz 1 SGB V einen Festzuschuss2 
für die jeweilige Regelversorgung von 50 %, mit einem fünf Jahre lückenlos geführten Bo-
nusheft von 60 % und mit einem zehn Jahre lückenlos geführten Bonusheft von 65 %.3 Mit 
dem Terminservice- und Versorgungsgesetz (TSVG) vom 6. Mai 2019 wurden die Festzu-
schüsse zum Zahnersatz mit Wirkung zum 1. Oktober 2020 von 50 auf 60 % sowie bei re-
gelmäßig geführtem Bonusheft von 60 auf 70 % bzw. von 65 auf 75 % angehoben.4 Mit dem 
GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz (GKV-BStabG)5 wurden diese Zuschüsse wieder 
auf das Niveau von vor Oktober 2020 abgesenkt.6 Die neue Regelung gilt ab dem 1. Januar 
2027.7 Ziel der Gesetzesänderung waren die finanzielle Stabilisierung der GKV und die Be-
grenzung des Anstiegs der Beitragssätze. Gleichzeitig betonte die Bundesregierung, dass 
die bestehenden Härtefallregelungen nach § 55 Absatz 2 und 3 SGB V unverändert fortgel-
ten und Versicherte mit geringem Einkommen weiterhin vollständig vor finanziellen Belas-
tungen bei der medizinisch notwendigen Regelversorgung geschützt werden sollen.8  

 
1 Vgl. „Gesetz zur Modernisierung der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Modernisierungsgesetz – GMG)“, in: 
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/text.xav?SID=&tf=xaver.component.Text_0&tocf=&qmf=&hlf=xaver.component.Hit-
list_0&bk=bgbl&start=%2F%2F*%5B%40node_id%3D%271238006%27%5D&skin=pdf&tlevel=-2&no-
hist=1&sinst=FC080CB8 (19.11.2003), abgerufen am 03.08.2026. 
2 Vgl. „Zahnersatz: Festzuschüsse und Härtefallregelung”, in: https://www.aok.de/pp/rechengroessen/zahner-
satz/?utm_source=chatgpt.com (15.12.2025), abgerufen am 03.08.2026. 
3 Vgl. „Zur Kasse, Patienten“, in: https://www.stern.de/wirtschaft/versicherung/aenderungen-2005-zur-kasse--patienten-
3544394.html (01.01.2005), abgerufen am 03.08.2026. 
4 Vgl. „Mehr Zuschuss beim Zahnersatz”, in: https://www.verbraucherzentrale.de/wissen/gesundheit-pflege/krankenversi-
cherung/mehr-zuschuss-beim-zahnersatz-50645 (26.01.2026), abgerufen am 03.08.2026. 
5 Vgl. „GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz“, BT-Drs. 21/6130, in: https://dip.bundestag.de/vorgang/gesetz-zur-stabili-
sierung-der-beitragssätze-in-der-gesetzlichen-krankenversicherung-gkv/334469 (26.05.2026), abgerufen am 14.07.2026. 
6 Vgl. „GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz verabschiedet“, in: https://www.der-paritaetische.de/alle-meldungen/gkv-
beitragssatzstabilisierungsgesetz-verabschiedet-gkv-bstabg-wirkungen-ausgewaehlter-regelungen/ (13.07.2026), abge-
rufen am 03.08.2026. 
7 Vgl. „Zahnersatz-Eigenanteil 2027: Festzuschuss sinkt um 10 Prozentpunkte (Beschlossen)“, in: https://www.a-
cio.de/gkv-reform-2027/zahnersatz-eigenanteil (Juli 2026), abgerufen am 05.08.2026. 
8 Vgl. „Entwurf eines Gesetzes zur Stabilisierung der Beitragssätze in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Bei-
tragssatzstabilisierungsgesetz)”, in: https://dserver.bundestag.de/btd/21/061/2106130.pdf (26.05.2026), abgerufen am 
03.08.2026. 
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Demnach erhalten Versicherte, deren Einkommen die jeweils geltenden Belastungsgrenzen 
nicht überschreitet oder die bestimmte Sozialleistungen beziehen, einen Zuschuss in Höhe 
der gesamten Kosten (§ 55 Absatz 2 SGB V) der zahnmedizinisch notwendigen Regelver-
sorgung (100-Prozent-Festzuschuss).9 Um zu verhindern, dass bereits geringe Einkom-
mensunterschiede zu unverhältnismäßig hohen Eigenanteilen beim Zahnersatz führen, ist 
gesetzlich (§ 55 Absatz 3 SGB V) auch eine sogenannte „gleitende Härtefallregelung“ für 
Versicherte vorgesehen, deren Einkommen die Einkommensgrenzen nur geringfügig über-
schreitet.10 Unabhängig hiervon müssen Versicherte, die sich für eine über die Regelversor-
gung hinausgehende gleich- oder andersartige Versorgung – beispielsweise einen implan-
tatgestützten Zahnersatz oder vollkeramische Versorgungen – entscheiden, die dadurch 
entstehenden Mehrkosten grundsätzlich selbst tragen.11 Vor dem Hintergrund bundesweit 
steigender Bevölkerungsanteile in Armut12 muss aufgrund der durch das GKV-BStabG wie-
der abgesenkten Festzuschüsse sowohl mit steigenden Härtefällen als auch mit Patienten 
gerechnet werden, die aufgrund der höheren Kosten für Eigenleistungen auf eine zahnärzt-
liche Behandlung verzichten. Für die AOK Nordost sowie die IKK Berlin-Brandenburg als 
gesetzliche Krankenkassen hat das Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und gesell-
schaftlichen Zusammenhalt des Landes Brandenburg die Rechtsaufsicht.13 Vor dem Hinter-
grund wird die Landesregierung gebeten, entsprechende Informationen für die Beantwor-
tung folgender Fragen bei der AOK Nordost einzuholen. 
 
Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie viele Anträge auf Gewährung eines Härtefallzuschusses nach § 55 Absatz 2 
SGB V wurden in den Jahren 2014 bis 2025 bei der AOK Nordost gestellt, wie viele 
davon wurden bewilligt, abgelehnt, befanden sich noch in Bearbeitung oder erledigten 
sich aus sonstigen Gründen? Bitte jährlich aufschlüsseln und tabellarisch darstellen. 

2. Wie viele Anträge auf Gewährung eines gleitenden Härtefallzuschusses nach § 55 Ab-
satz 3 SGB V wurden in den Jahren 2014 bis 2025 bei der AOK Nordost gestellt, wie 
viele davon wurden bewilligt, abgelehnt, befanden sich noch in Bearbeitung oder erle-
digten sich aus sonstigen Gründen? 

Bitte jährlich aufschlüsseln und zusätzlich den jeweils geltenden Festzuschuss nach 
§ 55 Absatz 1 SGB V angeben. 

3. Wie lange dauert die Bearbeitung eines Leistungsfalls nach § 55 Absatz 1, Absatz 2 
bzw. Absatz 3 SGB V durchschnittlich und wie viele Arbeitsstunden wenden die mit der 
Bearbeitung befassten Mitarbeiter durchschnittlich je Leistungsfall auf? Bitte für die 
Jahre 2023, 2024 und 2025 jeweils getrennt nach § 55 Absatz 1, Absatz 2 und Ab-
satz 3 SGB V angeben. 

 
9 Vgl. „Härtefallregelung beim Zahnersatz: Wer hat Anspruch?“, in: https://www.verbraucherzentrale.de/wissen/gesund-
heit-pflege/aerztinnen-und-kliniken/haertefallregelung-beim-zahnersatz-wer-hat-anspruch-12887 (27.01.2026), abgerufen 
am 03.08.2026. 
10 Vgl. „ZE-Härtefallregelung nach § 55 Abs. 2 SGB V (Vollständige Kostenübernahme für eine Regelversorgung)”, in: 
https://www.kzvlb.de/fileadmin/user_upload/Seiteninhalte/Publikationen/RS_Archiv/2020/rs31/ZE_Haertefallrege-
lung_2021.pdf (2020), abgerufen am 03.08.2026. 
11 Vgl. „Festzuschuss und Eigenanteil“, in: https://www.kzbv.de/patienten/patient-und-krankenkasse/zahnersatz/festzu-
schuesse-zum-zahnersatz/, abgerufen am 03.08.2026. 
12 Vgl. „Sozialbericht 2024“, in: https://www.bpb.de/system/files/dokument_pdf/Sozialbericht_2024_bf_k2.pdf (2024), ab-
gerufen am 03.08.2026. 
13 Vgl. „Aufsicht und Prüfdienst der Krankenversicherung”, in: https://masgz.brandenburg.de/masgz/de/themen/gesund-
heit/aufsicht-und-pruefdienst-krankenversicherung/# (2026), abgerufen am 04.08.2026. 
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4. Ist es Versicherten, die die Voraussetzungen der Härtefallregelung nach § 55 Absatz 2 
SGB V erfüllen, möglich, statt der Regelversorgung eine gleichartige oder andersartige 
Versorgung zu wählen? Falls ja, welche Regelungen gelten in diesen Fällen für den 
Festzuschuss und welche Kosten bzw. Mehrkosten haben die Versicherten selbst zu 
tragen? Wie gestaltet sich das Verfahren von der Aufstellung des Heil- und Kosten-
plans bis zur Abrechnung? 

5. Welche Unterlagen müssen Versicherte für die Beantragung bzw. Gewährung von 
Leistungen nach 

a) § 55 Absatz 1 SGB V, 

b) § 55 Absatz 2 SGB V und 

c) § 55 Absatz 3 SGB V 

bei der AOK Nordost einreichen? Bitte nach a) bis c) aufschlüsseln und dabei auch 
angeben, welche Nachweise für die Prüfung der jeweiligen Leistungsvoraussetzun-
gen, insbesondere der Einkommensgrenzen nach § 55 Absatz 2 und 3 SGB V, erfor-
derlich sind. 

6. Wie viele bewilligte Härtefälle nach § 55 Absatz 2 SGB V entfielen auf Erstversorgun-
gen und wie viele auf Erneuerungen oder Ersatz vorhandenen Zahnersatzes? Bitte 
jährlich von 2014 bis 2025 aufschlüsseln. 

7. Wie verteilten sich die in den Jahren 2014 bis 2025 bewilligten Härtefälle nach § 55 
Absatz 2 SGB V auf folgende Altersgruppen: 

a) unter 35 Jahre, 

b) 35 bis unter 65 Jahre, 

c) 65 bis unter 80 Jahre, 

d) 80 Jahre und älter? 

Bitte jährlich in absoluten Zahlen sowie prozentual aufschlüsseln. Bitte das jährliche 
Durchschnittsalter angeben. Falls die Krankenkasse andere Altersklassen (bitte keine 
weniger stark auflösenden!) verwendet, gerne diese verwenden. 

8. Wie verteilen sich die in den Jahren 2014 bis 2025 bei der AOK Nordost in Branden-
burg bewilligten Leistungen nach § 55 Absatz 2 SGB V (Härtefallregelung) auf die je-
weiligen Versicherten- bzw. Beitragszahlergruppen, insbesondere 

a) Beschäftigte, 

b) Rentner, 

c) Bezieher von Leistungen nach dem SGB II, 

d) Familienversicherte der Bezieher von Leistungen nach dem SGB II, 



Landtag Brandenburg Drucksache 8/3237  

- 4 - 

e) Familienversicherte (ohne Familienversicherte von SGB II-Empfängern), 

f) freiwillig Versicherte (ohne Rentner) und 

g) sonstige Versicherte? 

Bitte für jede Versichertengruppe und jedes Jahr sowohl die absolute Zahl als auch 
den Anteil an allen in dem jeweiligen Jahr bewilligten Härtefällen nach § 55 Absatz 2 
SGB V angeben. Bitte zusätzlich für jede der genannten Versichertengruppen die je-
weilige Zahl der bei der AOK Nordost im Land Brandenburg Versicherten sowie deren 
Anteil an der Gesamtzahl der Versicherten für das jeweilige Jahr angeben und tabel-
larisch darstellen. 

9. Wie hat sich in den Jahren 2014 bis 2025 die Zahl der bewilligten Härtefälle nach § 55 
Absatz 2 SGB V und der bewilligten gleitenden Härtefälle nach § 55 Absatz 3 SGB V 
je 100 000 Versicherte der AOK Nordost in Brandenburg entwickelt? Bitte jährlich auf-
schlüsseln. Bitte zusätzlich den Anteil der Härtefälle an allen Fällen von Zahnersatz 
angeben, soweit diese Bezugsgröße statistisch verfügbar ist. 

10. Wie hoch waren die jährlichen Ausgaben der AOK Nordost für Zahnersatz in den Jah-
ren 2014 bis 2025 insgesamt sowie jeweils für 

a) Härtefallleistungen nach § 55 Absatz 2 SGB V, 

b) Leistungen nach der gleitenden Härtefallregelung nach § 55 Absatz 3 SGB V? 

Bitte für a) und b) jährlich in Euro und zusätzlich als prozentualen Anteil an den ent-
sprechenden Gesamtausgaben für Zahnersatz tabellarisch darstellen. 

11. Wie hoch war in den Jahren 2014 bis 2025 der durchschnittlich gewährte Festzu-
schuss bzw. die durchschnittliche Beteiligung der AOK Nordost an den Kosten für 
Zahnersatz pro Leistungsfall nach 

a) § 55 Absatz 1 SGB V, 

b) § 55 Absatz 2 SGB V (Härtefallregelung) und 

c) § 55 Absatz 3 SGB V (gleitende Härtefallregelung)? 

Bitte tabellarisch die Angaben für jedes Jahr getrennt nach den drei Regelungen in 
Euro ausweisen und zusätzlich für b) angeben, wie hoch jeweils der durchschnittliche 
Eigenanteil für Härtefälle nach § 55 Absatz 2 SGB V war. Falls die AOK Nordost die 
durchschnittlichen Eigenanteile für a) und c) statistisch erfasst hat, bitte ebenfalls an-
geben. 

12. Welche Bedeutung hat das Bonusheft bei der Gewährung von Festzuschüssen nach 
§ 55 Absatz 1 SGB V und wie verteilen sich die in den Jahren 2014 bis 2025 bewilligten 
Festzuschüsse nach § 55 Absatz 1 SGB V auf Versicherte 

a) ohne lückenlos geführtes Bonusheft, 

b) mit einem mindestens fünf Jahre lückenlos geführten Bonusheft und 
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c) mit einem mindestens zehn Jahre lückenlos geführten Bonusheft? 

Bitte jährlich sowohl die absolute Zahl als auch den prozentualen Anteil an allen be-
willigten Fällen nach § 55 Absatz 1 SGB V im entsprechenden Jahr angeben. 

13. Wie viele der in den Jahren 2014 bis 2025 bewilligten Härtefälle nach § 55 Absatz 2 
SGB V verfügten bereits über einen Anspruch auf einen erhöhten Festzuschuss auf-
grund eines lückenlos geführten Bonusheftes? Bitte jährlich aufschlüsseln nach 

a) ohne lückenlos geführtes Bonusheft, 

b) mit einem mindestens fünf Jahre lückenlos geführten Bonusheft und 

c) mit einem mindestens zehn Jahre lückenlos geführten Bonusheft 

und jeweils die absolute Zahl sowie den prozentualen Anteil an allen bewilligten Här-
tefällen nach § 55 Absatz 2 SGB V im entsprechenden Jahr angeben. 

14. Wie viele der in den Jahren 2014 bis 2025 bewilligten Härtefälle nach § 55 Absatz 3 
SGB V (gleitende Härtefallregelung) verfügten über einen Anspruch auf einen erhöh-
ten Festzuschuss aufgrund eines lückenlos geführten Bonusheftes? Bitte jährlich auf-
schlüsseln nach 

a) ohne lückenlos geführtes Bonusheft, 

b) mit einem mindestens fünf Jahre lückenlos geführten Bonusheft und 

c) mit einem mindestens zehn Jahre lückenlos geführten Bonusheft 

und jeweils die absolute Zahl sowie den prozentualen Anteil an allen bewilligten Här-
tefällen nach § 55 Absatz 3 SGB V im entsprechenden Jahr angeben. 

15. Sind der Landesregierung seit 2014 Fälle bekannt geworden, in denen Härtefallbe-
rechtigte nach § 55 Absatz 2 SGB V einen auffällig kostenintensiven gleichartigen oder 
andersartigen Zahnersatz gewählt haben und dadurch der Verdacht auf einen unbe-
rechtigten Bezug von Leistungen nach dem SGB II entstanden ist? Falls ja, wie viele 
Fälle sind bekannt? Welche Konsequenzen hatten die Prüfungen für die Leistungsbe-
rechtigten nach SGB II? Welches Verbesserungspotenzial sieht die Landesregierung, 
um Sozialleistungsmissbrauch auf diesem Wege aufzudecken?  

16. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung darüber vor, ob gesetzlich Kranken-
versicherte aus finanziellen Gründen auf medizinisch empfohlenen Zahnersatz voll-
ständig verzichten oder sich für eine kostengünstigere Versorgung entscheiden, weil 
sie sich den entsprechenden Eigenanteil nicht leisten können? Erhebt die AOK Nord-
ost dazu regelmäßig Zahlen und wenn nein, warum nicht? Liegen Erkenntnisse über 
Behandlungsabbrüche oder nicht eingereichte Heil- und Kostenpläne sowie ihre 
Gründe vor?  
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17. Welche konkreten Auswirkungen erwartet die Landesregierung durch die Absenkung 
der Festzuschüsse ab dem 1. Januar 2027 auf die Inanspruchnahme von Zahnersatz, 
insbesondere hinsichtlich Behandlungsverzicht, Verschiebung medizinisch notwendi-
ger Behandlungen, Wahl kostengünstigerer Versorgungen und Höhe der Eigenan-
teile? Liegen der Landesregierung hierzu eigene Prognosen, Modellrechnungen oder 
Einschätzungen der Krankenkassen vor? 

18. Falls einzelne der vorstehenden Fragen von der Landesregierung nicht beantwortet 
werden können, weil ihr die entsprechenden Daten nicht vorliegen: Aus welchen Grün-
den wurden diese Daten bislang nicht erhoben oder im Rahmen der Rechtsaufsicht 
nicht bei den beaufsichtigten Krankenkassen abgefragt? Beabsichtigt die Landesre-
gierung künftig eine entsprechende Datenerhebung oder Auswertung? 
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